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DIE SAMMLUNGSBEWEGUNG





Kritik am Koalitionsvertrag 2021 aus friedenspolitischer Sicht, Benennung der Forderungen der Sammlungsbewegung Aufstehen

Im Kapitel VII des Koalitionsvertrages überwiegen Formulierungen, die eine Fortsetzung der bereits seit Jahren durch die westlichen Länder und Deutschland verfolgte Politik der Militarisierung der Außenpolitik, von Sanktionen und Konfrontation ohne Berücksichtigung legitimer Interessen anderer Staaten umschrieben mit „werte- und regelbasierter Politik“, die an Stelle des Völkerrechts gesetzt wird und im Kern Interessenpolitik ist. Mit den als „autoritär“ bezichtigten Staaten Russland und China wird eine Konfrontationspolitik deklariert und als Systemwettbewerb umschrieben. Bestehende Konflikte werden dadurch weiter verschärft. Es besteht eine sehr hohe Kriegsgefahr.
Wir fordern die Rückkehr zu einer Politik der gemeinsamen Sicherheit, der Diplomatie, des gelegentlichen Perspektivwechsels zum Zwecke gegenseitigen Verständnisses des Verzichts auf Dämonisierung von Führungspersonen des „Gegners“, der Deeskalation und den beiderseitigen Willen zum Abbau, militärische Bedrohung und Manöver im Sinne der Initiative „Sicherheit neu Denken“.
Die Koalition orientiert auf den Aufbau einer EU-Verteidigung integrationsbereiter EU-Staaten, um international „handlungsfähiger“ zu werden. Eine falsche „Lehre“ aus dem katastrophalen Ende des Afghanistan-Einsatzes und ein Schritt zur weiteren Militarisierung der EU-Politik, dazu unter dem Druck der unversöhnlichen antirussischen Politik osteuropäischer Staaten und fehlender parlamentarischer Kontrolle einer EU-Armee.
Wir fordern die Konzentration der EU auf eine der Diplomatie und des Ausgleichs verpflichteten Außenpolitik und die Abkehr von Plänen einer Militarisierung, die zudem die Gefahr weiterer Ressourcenverschwendung beinhaltet und die USA zudem bei absehbaren Abenteuern im asiatischen Raum hier in Europa als Stellvertreter entlasten kann.
Die Koalition beziffert die Militärausgaben, die Entwicklungshilfe und die Außenamtsmittel mit insgesamt 3 % vom BIP und erklärt die Erfüllung seiner NATO-Verpflichtungen, 2 % vom BIP = ca. 70 Milliarden Euro für Militärausgaben bereitzustellen. Die NATO-Militärausgaben betragen gegenwärtig 2/3 der jährlichen weltweiten Militärausgaben von 2 Billionen Dollar. Die Verflechtung von Entwicklungshilfe und Bundeswehr verfolgt einen falschen militärischen Ansatz der Entwicklungshilfe.
Wir fordern „Abrüsten statt Aufrüsten“ und Einsatz der frei werdenden Mittel für Bildung, Gesundheit und uneigennützige Entwicklungshilfe zur Selbsthilfe.
Wir fordern den Ersatz von Bundeswehreinsätzen durch THW-Einsätze und die Stärkung des THW.
Die Koalition erklärt erfreulich die Teilnahme an der Vertragsstaatenkonferenz des Atomwaffenverbotsvertrages und benennt das Ziel einer atomwaffenfreien Welt. Im Widerspruch dazu wird gleichzeitig die Beschaffung eines Nachfolgesystems für des Kampfflugzeug Tornado und dessen Zertifizierung für die nukleare Teilhabe zum Transport der in Büchel (Rheinland-Pfalz) stationierten US-Atombomben in ihr Zielgebiet geplant. Damit wird langfristig die atomare Teilhabe festgeschrieben.
Wir fordern die Kündigung der atomaren Teilhabe, den Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland gemäß des Bundestagsbeschlusses von 2010 und den Beitritt zum UN-Atomwaffenverbotsvertrag wie bereits mehr als 120 Länder und die ausdrückliche Erklärung des Verzichts auf Ersteinsatz von Atomwaffen.
Die Koalition plant entgegen verschiedener Erklärungen im Wahlkampf seitens der SPD und der Grünen die Beschaffung bewaffneter Drohnen. Drohnen sind aus der Erfahrung der Kriege im Nahen Osten Waffensysteme, die die Schwelle militärischer Einsätze senken und häufig unbeteiligte Zivilisten ermorden. Ein Einsatz autonomer KI-basierter Drohnen wird noch abgelehnt, allerdings sind die beschafften Systeme allein durch Software-Updates dahin aufrüstbar.
Wir fordern den Stopp der Beschaffung bewaffneter Drohnen und stattdessen Initiativen Deutschlands zu deren Verbot, wie auch des völkerrechtlichen Verbotes autonomer Waffen.
Die Koalition plant die Schaffung eines Rüstungsexportkontrollgesetzes, ein Erfolg der Friedensbewegung.
Allerdings dieses in europäischer Einbindung, was sicher zu starker Verzögerung führen wird.
Lediglich für direkt am Jemen-Krieg beteiligte Staaten wird gegenwärtig ein Exportverbot erklärt, ohne Bezug zu anderen Konfliktgebieten. Es finden sich keine Hinweise auf eine Konversion der Rüstungsindustrie z. B. zu Umwelttechnik oder Entwicklungshilfe, die bei der Schaffung eines restriktiven Kontrollgesetzes zur Sicherung von Arbeitsplätzen notwendig wäre.
Wir fordern daher eine restriktive Ausgestaltung des Rüstungskontrollgesetzes auch ohne europäische Gesetzgebung und Initiative zum Einstieg in die Konversion deutscher Rüstungsindustrie.
Die Koalition plant umfangreiche Veränderungen der Flüchtlings- und Migrationspolitik und verpflichtet sich, Fluchtursachen zu bekämpfen, ohne diese zu benennen.
Wir fordern Fluchtursachen in Form der durch den Westen geführten bzw. befeuerten Kriege im nahen und mittleren Osten (Afghanistan, Irak, Syrien, Jemen, Libyen), fehlende Wiederaufbauhilfe durch fortbestehende Sanktionen (Syrien, Iran) und direkte und indirekte Rüstungsexporte in Krisengebiete klar zu benennen und endlich zu beenden.
Einwanderung ausgebildeter Fachkräfte aus weniger entwickelten Ländern führt zu deren Schwächung und ist unbedingt zu begrenzen.
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